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Berlin, 9. November 2017. Transparente Lebensmittelkontrollen,
effektive Warnungen bei Rückrufen, gesunde Ernährung fördern:
Anlässlich der am Freitag stattfindenden Sondierungsgespräche
zum Thema Landwirtschaft und Verbraucherschutz hat foodwatch
acht Forderungen an Union, FDP und Grüne gerichtet, die aus
Sicht der Verbraucherorganisation zwingend in einen „Jamaika“-
Koalitionsvertrag  gehören.  foodwatch  forderte,  den
gesundheitlichen  Verbraucherschutz  in  einem  unabhängigen
Ressort anzusiedeln und die Bürgerinnen und Bürger besser über
die  Ergebnisse  von  amtlichen  Lebensmittelkontrollen  zu
informieren.  Außerdem  müssten  Obst  und  Gemüse  von  der
Mehrwertsteuer  befreit,  Pläne  für  ein  lediglich  auf
Freiwilligkeit  beruhendes  staatliches  „Tierwohl“-Siegel
dagegen ad acta gelegt werden.

„Die Große Koalition hat in der Verbraucherpolitik eine Brache
hinterlassen, die von der künftigen Bundesregierung dringend
beackert werden muss. Egal, ob es um den besseren Schutz vor
gesundheitsgefährdenden  Lebensmitteln  geht  oder  um  mehr
Transparenz  über  unhygienische  Zustände  in
Lebensmittelbetrieben: Die künftigen Regierungsparteien müssen
die  Lücken  in  der  deutschen  Verbraucherpolitik  schließen“,
sagte  Martin  Rücker,  Geschäftsführer  von  foodwatch
Deutschland. „Statt immer nur mit dem Finger auf Brüssel zu
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zeigen, sobald ein Lebensmittelskandal das Land erschüttert,
können zahlreiche Maßnahmen für mehr Verbraucherschutz sofort
auf nationaler Ebene umgesetzt werden.“

Die nach Meinung von foodwatch wichtigsten ernährungs- und
verbraucherpolitischen Forderungen hat die Organisation in dem
Papier „Acht Punkte, die in keinem Koalitionsvertrag fehlen
dürfen“ veröffentlicht. Darin spricht sich die Organisation
für Verbandsklagerechte im Verbraucherschutz nach Vorbild des
Umweltrechts  und  für  die  Einführung  bundesweiter
Volksentscheide aus. Noch vor ihrem Amtsantritt müsse die neue
Regierung die Weichen für eine unabhängige Verbraucherpolitik
stellen  und  die  Zuständigkeit  für  den  gesundheitlichen
Verbraucherschutz  aus  dem  Landwirtschaftsministerium
herauslösen.  Die  Interessenkonflikte  in  einem  Ressort,  das
gleichzeitig  für  die  Ernährungsindustrie  und  die
Landwirtschaft wie auch für den Verbraucherschutz zuständig
ist, seien unüberwindbar.

Außerdem forderte foodwatch die künftige Bundesregierung auf,
endlich für eine Offenlegung amtlicher Kontrollergebnisse zu
sorgen:  Verbraucherinnen  und  Verbraucher  erführen  viel  zu
selten von Hygienemängeln in Lebensmittelbetrieben oder den
Ergebnissen  staatlicher  Lebensmittelanalysen.  Die  Große
Koalition habe hier zwar eine Reform versprochen, aber nie
umgesetzt.  Zuletzt  habe  der  Fipronil-Skandal  den
Handlungsbedarf aufgezeigt: Die Behörden hatten Hunderte von
verarbeiteten Lebensmitteln auf das Insektizid analysiert, die
Namen  der  belasteten  Produkte  jedoch  nicht  veröffentlicht.
Länder wie Dänemark zeigten, dass auch Mitgliedsstaaten auf
nationaler  Ebene  vorangehen  können  und  nicht  auf  Brüssel
warten müssten, machte foodwatch deutlich: In Dänemark müssen
Lebensmittelbetriebe Verbraucherinnen und Verbraucher mithilfe
eines  Smiley-Systems  über  die  Ergebnisse  amtlicher
Hygienekontrollen  informieren.

Eine andere Baustelle ist aus foodwatch-Sicht das mangelhafte
System der Warnung vor gesundheitsgefährdenden Lebensmitteln.



foodwatch kritisierte, dass Verbraucherinnen und Verbraucher
häufig nicht davon erfahren, wenn Lebensmittel zurückgerufen
würden, etwa aufgrund von Keimbelastung oder Glassplittern.
foodwatch erwartet von der nächsten Bundesregierung, dass sie
das  Warnsystem  effektiver  macht  und  die  Handelsunternehmen
dazu  verpflichtet,  in  Geschäften  gut  sichtbar  über  alle
Rückrufaktionen aus ihrem Sortiment zu informieren.

Weitere Handlungsfelder, die Einzug in den Koalitionsvertrag
finden müssen, sieht foodwatch etwa bei der Prävention von
Fehlernährung  und  Fettleibigkeit,  bei  der  tiergerechten
Haltung von Nutztieren und dem Schutz vor Mineralölbelastungen
in Lebensmitteln.

Weiterführende Informationen:

foodwatch-Positionspapier  „8  Punkte,  die  in  keinem
Koalitionsvertrag  fehlen  dürfen“
tinyurl.com/8-Forderungen

Pressekontakt:

foodwatch e.V.
Sarah Häuser
E-Mail: presse@foodwatch.de
Tel.: +49 (0)30 / 24 04 76 – 2 90
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Der  Regionalverband  Berlin/Brandenburg  des  Bundesverbandes
WindEnergie  (BWE)  hat  vor  der  Landtagswahl  in  Berlin  die
Parteien zu energiepolitischen Themen befragt. „Wir begrüßen,
dass  sich  fast  alle  Parteien  zu  Klimaschutz  und  zu  einer
eigenständigen  Energiepolitik  in  der  Hauptstadt  bekennen“,
erklärt  Tom  Lange,  Regionalvorsitzender  im  BWE
Berlin/Brandenburg.  Platz  für  Windenergieanlagen  auf
Industrieflächen in Berlin sehen die Parteien aber nicht.

CDU, FDP, Grüne, Linke, Piraten und SPD haben die fünf Fragen
des BWE eingehend und differenziert beantwortet. Gefragt wurde
nach  der  Förderung  innovativer  Unternehmen  in  Berlin,  der
Beurteilung  des  aktuellen  Berliner  Energie-  und
Klimaschutzabkommens sowie nach dem Ausbau der Erneuerbaren
und insbesondere der Windkraft in der Stadt.

Die Wahlprüfsteine zeigen, dass die Klima- und Energiepolitik
–  trotz  der  verschiedenen  Positionen  im  Detail  –  in  der
Landespolitik weiter einen hohen Stellenwert hat. „Die größten
Unterschiede zeigen sich im Tempo und in den Prioritäten, mit
denen die Parteien die Energiewende vorantreiben wollen“, so
Lange.  So  betont  die  Linke  den  Mieterschutz  bei  der
energetischen  Sanierung  von  Häusern,  die  FDP  sieht  die
„Wärmebereitstellung  als  einen  besonders  wichtigen
Teilbereich“  des  Berliner  Energie-  und  Klimaschutzabkommens
(BEK).

Wichtiges  Thema  aller  Parteien  sind  Vernetzung  und
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Sektorenkopplung.  Die  FDP  will  die  Bereiche  der
Energiewirtschaft  „systematisch  im  Verbund  als  Cluster“
aufbauen, nach Ansicht der Grünen kann Berlin „durch einen
Fokus  auf  Speichertechnologie,  Sektorkopplung  und
Lastmanagement ein idealer Partner für Brandenburg mit den
hohen Mengen Windstrom“ werden.

Bei  der  Forderung  des  BWE  nach  einer  Standortsuche  für
Windkraftanlagen  etwa  auf  Industrieflächen  zeigen  sich  die
Parteien  aber  durchweg  skeptisch.  „Dabei  haben  Städte  wie
Hamburg  und  Bremen  zehnmal  so  viel  Windkraft  auf  ihrem
Stadtgebiet  wie  Berlin.  In  Industriegebieten  ist  die
Windstromerzeugung sinnvoll und möglich. Da ist in Zukunft
noch viel Aufklärungsarbeit nötig“, erklärt Tom Lange.

Lediglich die AfD ließ die Fragen unbeantwortet. „Die AfD
bringt es aber schon in ihrem Parteiprogramm fertig, sowohl
Erneuerbare Energien als auch Energiesparen etwa bei Gebäuden
ganz  grundsätzlich  abzulehnen.  Sie  setzt  einseitig  auf
„billige  Energie“,  was  nach  heutigem  Stand  auf  alte,
abgeschriebene Kohle- und Atomkraftwerke hinausläuft, die sich
jedoch  bei  näherer  Betrachtung  als  volkswirtschaftlich
unrentabel darstellen und für den Verbraucher auf lange Sicht
höhere Kosten verursachen“, so Lange. Gleichzeitig rückt diese
Partei  als  einzige  den  Klimaschutz  in  die  Nähe  einer
politischen  Ideologie  und  zweifelt  die  wissenschaftlichen
Belege für die Klimaveränderung an. „Mit Blick auf die Zukunft
der  Lebensgrundlagen,  der  Menschen  und  der  Wirtschaft  in
Deutschland ist das eine beispiellos zynische Haltung. Gerade
für die jungen Menschen, die den Klimawandel erleben werden
und Jobs bei den Erneuerbaren finden, ist das ein Schlag ins
Gesicht  und  ist  nicht  Ausdruck  des  gesellschaftlichen
Willens“,  macht  Lange  deutlich.

Der BWE Regionalverband Berlin/Brandenburg fordert, dass die
Hauptstadtregion  Berlin  die  urbane  Stimme  der  Energiewende
wird.  „In  Berlin  ließen  sich  in  großem  Stil  virtuelle
Kraftwerke umsetzen, um ganze Bezirke großflächig mit grünem



Strom von den Hausdächern und aus dem Umland zu versorgen“,
sagt Lange. Und weiter: „Die Regierungsparteien werden in der
Pflicht sein, alle Möglichkeiten umzusetzen und Berlin zur
urbanen Stimme der Energiewende zu machen. Aus der Stadt mit
dem „dicken B“ soll das Vorbild „grünes B“ werden.“

Die  Pressemitteilung  sowie  die  vollständigen  Antworten  der
Parteien auf die Wahlprüfsteine finden Sie im Anhang dieser
Mail  oder  im  Internet  unter:
www.wind-energie.de/presse/meldungen/2016/wahlpruefsteine-berl
in-energie-bleibt-zentrales-thema-der-berliner-politik
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